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Drucksache IV/ 2124 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 3. April 1964 

6 — 68070 — 5379/64 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Agrarpolitik in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der EWG für 

eine Verordnung des Rats über die Festsetzung der Ab- 
schöpfungsbeträge für Erzeugnisse der Geflügelwirtschaft, 
deren Zollsätze im GATT konsolidiert worden sind. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der EWG vom 23. März 1964 dem Herrn Präsiden- 
ten des Rats der EWG übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Die endgültige Beschlußfassung durch den Rat wird voraussicht- 
lich auf der Tagung vom 28./30. April 1964 erfolgen. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 
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Vorschlag einer Verordnung des Rats 
über die Festsetzung der Abschöpfungsbeträge für Erzeugnisse 
der Geflügelwirtschaft, deren Zollsätze im GATT konsolidiert 

worden sind 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 22 über die 
schrittweise Errichtung einer gemeinsamen Markt- 
organisation für Geflügelfleisch 1 ), insbesondere auf 
Artikel 10, 

auf Vorschlag der Kommission, und 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Nach Artikel 1 Absatz 2 der Verordnung Nr. 22 
ist bei den unter der Tarifnummer 02.03 und ex 16.02 
B I genannten Erzeugnissen der Zollsatz zu berück- 
sichtigen, der sich aus der Annahme des Konsolidie- 
rungsangebots für diese Erzeugnisse im GATT er- 
gibt. Im Rahmen des GATT ist jedoch auch für die 
Erzeugnisse der Tarifnummer 15.01 B ein Zollsatz 
konsolidiert worden. Um den besonderen Verhält- 
nissen Rechnung zu tragen, die bei diesen Erzeug- 
nissen bestehen, ist es daher notwendig, abweichend 
von Artikel 1 Absatz 2 der Verordnung Nr. 22, auch 
bei ihnen den konsolidierten Zollsatz zu berück- 
sichtigen. 

Durch die Berücksichtigung des konsolidierten 
Zollsatzes der genannten Erzeugnisse können unter 
bestimmten Umständen die nach Artikel 4 Absatz 2 
der Verordnung Nr. 22 berechneten Abschöpfungs- 
beträge gegenüber dritten Ländern nicht in vollem 
Umfang erhoben werden. 

Würde dieser Umstand bei der Festsetzung der 
innergemeinschaftlichen Abschöpfungsbeträge nicht 
berücksichtigt, so würde der Grundsatz der Gemein- 
schaftspräferenz verletzt. Die Verordnung Nr. 22, 
insbesondere Artikel 3, besagt jedoch nichts dar- 
über, wie diesem Grundsatz Rechnung zu tragen ist. 
Es ist daher erforderlich, von der Verordnung Nr. 22 
abweichende Maßnahmen zu treffen, damit den be- 
sonderen Verhältnissen Rechnung getragen wird, die 
bei den genannten Erzeugnissen bestehen. 

Es empfiehlt sich, bei der Festsetzung der inner- 
gemeinschaftlichen Abschöpfungsbeträge für die Er- 

0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 30 
vom 20. April 1962/S. 595/62 


Zeugnisse, deren Zollsätze im GATT konsolidiert 
worden sind, das Verhältnis zu berücksichtigen, das 
bei diesen Erzeugnissen, ohne Berücksichtigung der 
konsolidierten Zollsätze, jeweils zwischen dem 
innergemeinschaftlichen Abschöpfungsbetrag und 
dem Abschöpfungsbetrag gegenüber dritten Ländern 
besteht. 

Somit dürfen die innergemeinschaftlichen Ab- 
schöpfungsbeträge für die genannten Erzeugnisse 
jeweils keine höhere Auswirkung haben als die- 
jenige, die dem Vomhundertsatz entspricht, der sich 
aus der Multiplikation der konsolidierten Zollsätze 
mit dem Koeffizienten ergibt, der in den einzelnen 
Mitgliedstaaten, ohne Berücksichtigung des konsoli- 
dierten Zollsatzes, das Verhältnis zwischen dem 
innergemeinschaftlichen Abschöpfungsbetrag und 
dem Abschöpfungsbetrag gegenüber dritten Ländern 
für dieses Erzeugnis ausdrückt — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Abweichend von Artikel 1 Absatz 2 der Verord- 
nung Nr. 22 ist auch bei den unter der Tarifnummer 
15.01 B genannten Erzeugnissen der Zollsatz zu be- 
rücksichtigen, der sich aus der Konsolidierung für 
diese Erzeugnisse im GATT ergibt. 

Artikel 2 

Abweichend von Artikel 3 Absatz 5 der Verord- 
nung Nr. 22 dürfen die innergemeinschaftlichen Ab- 
schöpfungsbeträge für die in den Tarifnummern 
02.03, 15.01 B und ex 16.02 B I genannten Erzeugnisse 
keine höhere Auswirkung haben als diejenige, die 
dem Vomhundertsatz entspricht, der sich aus der 
Multiplikation der konsolidierten Zollsätze mit dem 
Koeffizienten ergibt, der in den einzelnen Mitglied- 
staaten, ohne Berücksichtigung des konsolidierten 
Zollsatzes, das Verhältnis zwischen dem innerge- 
meinschaftlichen Abschöpfungsbetrag und dem Ab- 
schöpfungsbetrag gegenüber dritten Ländern für 
diese Erzeugnisse ausdrückt. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel am 

Im Namen des Rats 
Der Präsident 


2 



